
Aktenzeichen: 3 AZR 886/94 
Bundesarbeitsgericht 3. Senat

I. Arbeitsgericht 
Köln

Urteil vom 27. Februar 1996
- 3 AZR 886/94 -
Urteil vom 05. Dezember 1991
- 11a Ca 8645/90 -

II. Landesarbeitsgericht 
Köln

Urteil vom 29*, Juni 1994 
- 2 Sa 391/92 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bunc|esarchiv : Ja

Entscheidungsstichwort:
Zusatzversorgung - Ausschluß geringfügig Beschäftigter

Gesetz:
BetrAVG § 1 Gleichbehandlung, § 1 Zusatzversorgung; GG Art. 3 
Abs. 1, Art. 9 Abs. 3, Art. 20 Abs. 3; SGB IV § 8; EG-Vertrag 
Art. 119 Abs, 1; BGB § 139; VersTV-G § 20 Abs. 1; ZPO § 253 
Abs. 2 Nr. 2, § 256 Abs. 1

Leitsätze:
1. Soweit der Versorgungstarifvertrag für Arbeitnehmer kommu­
naler Verwaltungen und Betriebe Teilzeitkräfte, die renten­
versicherungsrechtlich mehr als nur geringfügig beschäftigt 
werden, aus der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes 
ausgenommen hat, ist diese Einschränkung der Versorgungsver­
pflichtungen wegen Verstoßes gegen den Gleichheitssatz
(Art. 3 Abs. 1 GG) unwirksam.
2. Dies gilt auch für den Ausschluß von Teilzeitkräften, die 
erst aufgrund der Zusammenrechnung mehrerer geringfügiger Be­
schäftigungen der gesetzlichen Rentenversicherungspflicht un­
terfallen (Bestätigung der bisherigen Rechtsprechung des Se­
nats, vgl. BAGE 72, 345, 349 f. = AP Nr. 6 zu § 1 BetrAVG 
Teilzeit, zu 3 c der Gründe;. Urteil vom 7. März 1995 - 3 AZR 
282/94 - AP Nr. 26 zu § 1 BetrAVG Gleichbehandlung, auch zur 
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung bestimmt, zu B II 
der Gründe; Urteil vom 16. Januar 1996 - 3 AZR 767/94 -, zur 
Veröffentlichung in der Fachpresse bestimmt, zu C der Grün­
de).
3. Soweit die Tarifvertragsparteien jedoch Teilzeitkräfte, 
die nur geringfügig beschäftigt werden und deshalb nicht der 
gesetzlichen Rentenversicherungspflicht unterliegen, von der 
Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst ausgenommen haben, 
gibt es dafür einleuchtende Gründe. Dieser Ausschluß trägt 
insbesondere der Ergänzungsfunktion der Zusatzversorgung 
Rechnung. Die Verzahnung mit dem Rentenversicherungsrecht 
entspricht dem Sinn und Zweck des Gesamtversorgungssystems.
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4. Auch für Beschäftigungszeiten bis zum 31. März 1991 kommt 
es auf die Rentenversicherungspflicht an, obwohl die Versor­
gungsregelungen damals noch nicht auf die rentenversiche­
rungsrechtliche Geringfügigkeitsgrenze (nunmehr § 8 SGB IV) 
abstellten, sondern weitergehend Teilzeitbeschäftigte bis zu 
einer Arbeitszeit von 18 Wochenstunden von der Zusatzversor­
gung ausnahmen. Die Unwirksamkeitsfolge ist bei Tarifnormen 
unter Berücksichtigung des ?um Ausdruck gebrachten Regelungs­
zwecks auf das rechtlich Gebotene zu begrenzen.
5. Solange die Wartezeit von 60 Umlagemonaten (§ 20 Abs. 1 
VersTV-G) nicht erfüllt ist, besteht kein Anspruch auf Ver­
schaffung einer Zusatzversorgung.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3 AZR 886/94
2 Sa 391/92 Köln

|m Namen des Volkes!
Verkündet am 
27. Februar 1996

U r t e i l
Bartel,
Reg.-HauptSekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 27. Februar 1996 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Heither, die Richter Kremhelmer und 
Bepler sowie die ehrenamtlichen Richter Schoden und 
Dr. Kaiser für Recht erkannt:
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1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Köln vom 29. Juni 1994 
- 2 Sa 391/92 - wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tra1 
gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob der Kläger einen Anspruch 
auf Zusatzversorgung erworben hat.

Der am 2. Januar 1956 geborene Kläger ist seit dem 1. Sep­
tember 1987 bei der Beklagten als Musikschullehrer beschäftigt.
Bis Juli 1988 erteilte er wöchentlich drei Stunden Unterricht zu 
je 45 Minuten und seit dem August 1988 nur noch eine Stunde pro 
Woche. Außerdem war er an drei weiteren Musikschulen anderer Ge­
meinden tätig. Spätestens seit dem 1. Juli 1989 waren diese Be­
schäftigungen bereits allein betrachtet mehr als geringfügig im 
Sinne des § 8 SGB IV. (

Beide Parteien sind tarifgebunden. Nach dem Tarifvertrag 
über die Versorgung der Arbeitnehmer kommunaler Verwaltungen und 
Betriebe (VersTV-G) in den bis zum 31. März 1991 geltenden Fas­
sungen waren Arbeitnehmer mit weniger als der Hälfte der regel­
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit bzw. weniger als 18 Wochenstun­
den Arbeitszeit von der Geltung des Tarifvertrags ausgenommen.
Die Satzung der für die Beklagte zuständigen Rheinischen Zusatz­
versorgungskasse (Rheinischen ZVK) enthielt hierauf abgestimmte
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Vorschriften. Der 25. Änderungstarifvertrag zum Versorgungstarif­
vertrag der Arbeitnehmer kommunaler Verwaltungen und Betriebe vom 
24. April 1991 senkte die Versicherungspflicht mit Wirkung vom
1. April 1991 bis auf die Grenze der geringfügigen Beschäftigung 
im Sinne des § 8 Abs. 1 SGB IV ab. Die Beklagte hat sich auf 
diese tariflichen Regelungen berufen und den Kläger nicht bei der 
Rheinischen ZVK angemeldet.

Der Kläger hat gemeint, es gebe keinen sachlichen Grund, ge­
ringfügig Beschäftigte von den Leistungen der Zusatzversorgung im 
öffentlichen Dienst auszuschließen.

Der Kläger hat, soweit für das Revisionsverfahren noch von 
Bedeutung, beantragt

festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
den Kläger so zu stellen, als wenn er mit Wirkung 
ab 1. September 1987 bei der Rheinischen Zusatz­
versorgungskasse für Gemeinden und Gemeindever­
bände zum Zwecke einer zusätzlichen Altersversor­
gung entsprechend seiner jeweils geleisteten Wo­
chenstundenzahl versichert worden wäre.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat die ta­
rifvertragliche Einschränkung der Zusatzversorgung für wirksam 
gehalten.

Die Vorinstanzen haben den noch anhängigen Feststellungsan­
trag abgewiesen. Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen 
Revision verfolgt der Kläger dieses Klagebegehren weiter.
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E n t s c h e i d u n g s q r ü n d e  :

Die Revision des Klägers ist unbegründet. Die Vorinstanzen 
haben die noch anhängige Feststellungsklage zu Recht abgewiesen. 
Dem Kläger steht der geltend gemachte Verschaffungsanspruch nicht 
zu.

A. Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht die Feststellungs­
klage für zulässig erachtet.

I. Sowohl aus der Formulierung des Klageantrags selbst als auch 
aus dem gesamten Klagevorbringen ergibt sich, daß der Kläger von 
der Beklagten die Verschaffung der Versorgungsleistungen ver­
langt, die ihm zustünden, wenn er seit dem 1. September 1987 bei 
der Rheinischen ZVK versichert gewesen wäre. Wie die Beklagte 
dies verwirklicht, ist für das Klagebegehren nicht wesentlich.
Dem Kläger kommt es nicht darauf an, wer die Rente zahlt.

II. Mit diesem Inhalt ist der Antrag hinreichend bestimmt (§ 253 
Abs. 2 Nr. 2 ZPO). Die für den geltend gemachten Anspruch maßgeb­
lichen Umstände hat der Kläger angegeben. Er hat den Zeitraum 
sowie Art und Umfang der Tätigkeit, für die er zusätzliche Al­
tersversorgung beansprucht, genau bezeichnet.

III. Die Voraussetzungen des § 256 Abs. 1 ZPO sind erfüllt.

1. Bei dem vom Kläger geltend gemachten Verschaffungsanspruch 
handelt es sich um ein gegenwärtiges Rechtsverhältnis im Sinne 
des § 256 Abs. 1 ZPO. Ein betriebsrentenrechtliches Rechtsver-
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hältnis wird nicht erst mit Eintritt des Versorgungsfalles, son­
dern bereits mit dem Entstehen einer Versorgungsanwartschaft be­
gründet (BAG Urteil vom 7. März 1995 - 3 AZR 282/94 - AP Nr. 26 
zu § 1 BetrAVG Gleichbehandlung, zu A III 1 der Gründe).

2. Der Kläger hat ein rechtliches Interesse an der alsbaldigen 
Feststellung des Inhalts seiner Versorgungsrechte. Da die Beklag­
te die von ihm geltend gemachten Versorgungsrechte bestreitet, 
ist das betriebsrentenrechtliche Rechtsverhältnis durch eine tat­
sächliche Unsicherheit gefährdet. Ein Bedürfnis für eine alsbal­
dige Klärung besteht. Der Kläger kann nicht darauf verwiesen wer­
den, erst nach Eintritt des Versorgungsfalles einen zeitraubenden 
Prozeß gegen seinen Arbeitgeber über Inhalt und Umfang seiner 
Versorgungsrechte zu führen. Für die Versorgungsberechtigten ist 
es wichtig, daß Meinungsverschiedenheiten über Bestand und Ausge­
staltung der Versorgungsrechte möglichst vor Eintritt des Versor­
gungsfalles geklärt werden (BAG Urteil vom 7. März 1995 - 3 AZR 
282/94 -, aaO, zu A III 2 a der Gründe). Vom Inhalt der Versor­
gungsrechte hängt es ab, in welchem Umfang Versorgungslücken ent­
stehen. Den Arbeitnehmern muß die Möglichkeit eröffnet werden, 
sich möglichst frühzeitig auf bestehende Versorgungslücken einzu­
stellen.

B. Die noch anhängige Feststellungsklage ist jedoch derzeit un­
begründet. Die Beklagte muß dem Kläger noch keine Zusatzversor­
gung verschaffen.
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I. Weder nach dem Arbeitsvertrag noch nach dem Wortlaut der ta­
rifvertraglichen Versorgungsregelungen steht dem Kläger der gel­
tend gemachte Versorgungsanspruch zu. Der Arbeitsvertrag des Klä­
gers enthält keine eigenen Bestimmungen für eine zusätzliche Al­
ters- und Hinterbliebenenversorgung. Die tarifvertraglichen Vor­
schriften sehen für die zwischen den Parteien vereinbarte Teil­
zeitbeschäftigung keine Versorgungsansprüche vor.

II. Soweit die teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer zu Unrecht von 
der Zusatzversorgung ausgeschlossen wurden, steht ihnen nicht le­
diglich ein Schadenersatzanspruch, sondern ein tarifvertraglicher 
Erfüllungsanspruch zu. Abgesehen von der unzulässigen Ausschluß­
vorschrift bleiben die übrigen Bestimmungen des Versorgungstarif­
vertrages wirksam und damit auch die Grundregel, die den Versor­
gungsanspruch begründet. Dem Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG 
kann nur dadurch entsprochen werden, daß auch den zu Unrecht aus­
geschlossenen Teilzeitkräften für die Vergangenheit die vorent­
haltene betriebliche Altersversorgung verschafft wird. Weder die 
in Maastricht beschlossene Protokollerklärung zu Art. 119 EG- 
Vertrag noch das Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) stehen 
einer rückwirkenden Anwendung des Gleichheitssatzes entgegen.
Eine Überforderung der Beklagten durch eine uneingeschränkte Be­
achtung des Gleichheitssatzes ist im vorliegenden Fall nicht er­
sichtlich. Im Urteil vom 7. März 1995 (- 3 AZR 282/94 -, aaO) hat 
der Senat diese Rechtsprechung nochmals eingehend begründet.
Daran hat er im Urteil vom 16. Januar 1996 (- 3 AZR 767/94 -, zur 
Veröffentlichung in der Fachpresse bestimmt) festgehalten und 
sich mit den neu vorgebrachten Bedenken auseinandergesetzt. Da
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sich die Beklagte auf keine weiteren Argumente berufen hat, wird 
insoweit auf die Ausführungen in den Urteilen vom 7. März 1995 
und 16. Januar 1996 verwiesen.

III. Dem Kläger steht jedoch noch keine Zusatzversorgung zu. Beim 
Ausschluß von Teilzeitkräften ist zwischen den im rentenversiche­
rungsrechtlichen Sinne geringfügig Beschäftigten und den mehr als 
geringfügig Beschäftigten zu unterscheiden. Jedenfalls beim vor­
liegenden Gesamtversorgungssystem ist nur der Ausschluß der mehr 
als geringfügig Beschäftigten unwirksam. Die geringfügig Beschäf­
tigten brauchten nicht in die Zusatzversorgung einbezogen zu wer­
den.

1. Soweit Teilzeitkräfte, die nach § 8 SGB IV oder den früheren 
rentenversicherungsrechtlichen Vorschriften mehr als nur gering­
fügig beschäftigt wurden, von Leistungen der betrieblichen Al­
tersversorgung ausgeschlossen worden sind, verstößt die Ein­
schränkung der VersorgungsVerpflichtung gegen den Gleichheitssatz 
(Art. 3 Abs. 1 GG). Dies hat der Senat schon mehrfach entschieden 
(vgl. u.a. BAGE 71, 29, 35 = AP Nr. 18 zu § 1 BetrAVG Gleichbe­
handlung, zu B I 2 der Gründe; Urteil vom 7. März 1995 - 3 AZR 
282/94 - AP Nr. 26 zu § 1 BetrAVG Gleichbehandlung, auch zur Ver­
öffentlichung in der Amtlichen Sammlung bestimmt, zu B II der 
Gründe, m.w.N.; Urteil vom 16. Januar 1996 - 3 AZR 767/94 -, zur 
Veröffentlichung in der Fachpresse bestimmt, zu C der Gründe). An 
dieser Rechtsprechung ist festzuhalten.

8JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


8

2. Ebensowenig ist der Ausschluß von Arbeitnehmern, die auf­
grund der Zusammenrechnung mehrerer geringfügiger Beschäftigungen 
der gesetzlichen Rentenversicherungspflicht unterliegen, sachlich 
gerechtfertigt. Die Tarifvertragsparteien können sich über die 
Zusammenrechnungsvorschrift des § 8 Abs. 2 SGB IV nicht hinweg­
setzen (BAGE 72, 345, 349 f. = AP Nr. 6 zu § 1 BetrAVG Teilzeit, 
zu 3 c der Gründe). Auch daran ist festzuhalten.

3. Soweit jedoch die Tarifvorschriften geringfügig Beschäftigte 
im Sinne des § 8 SGB IV aus der Zusatzversorgung des öffentlichen ( 
Dienstes ausschließen, verstößt die Einschränkung der Versor­
gungspflichten nicht gegen den Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 
GG, sondern ist wirksam.

a) Tarifverträge sind nur daraufhin zu überprüfen, ob sie gegen 
höherrangiges Recht, insbesondere das Grundgesetz oder zwingendes 
Gesetzesrecht verstoßen (vgl. u.a. BAG Urteil vom 29. Januar 1991
- 3 AZR 44/90 - AP Nr. 23 zu § 18 BetrAVG, zu I 3 a der Gründe; 
Urteil vom 12. Februar 1992 - 7 AZR 100/91 - AP Nr. 5 zu § 620 
BGB Altersgrenze, zu III 1 der Gründe; Urteil vom 7. März 1995
- 3 AZR 282/94 -, aaO, zu B II 2 a der Gründe). Sie unterliegen 
keiner Billigkeitskontrolle. Es ist nicht Sache der Gerichte, 
darüber zu wachen, ob die Tarifvertragsparteien die gerechteste 
und zweckmäßigste Regelung getroffen haben.

b) Der allgemeine Gleichheitssatz ist auch von den Tarifver­
tragsparteien zu beachten, denn er ist eine zentrale Gerechtig­
keitsnorm und Teil der objektiven Wertordnung, die als verfas­
sungsrechtliche Grundentscheidung für alle Bereiche des Rechts
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Geltung beansprucht (vgl. u.a. BVerfGE 21, 3 6 2, 372 = AP Nr. 9 zu 
§ 1542 RVO; BAG Urteil vom 7. März 1995 - 3 AZR 282/94 aaO, zu 
B II 2 a der Gründe, m.w.N.). Soweit jedoch Teilzeitkräfte, die 
nur geringfügig beschäftigt werden und deshalb nicht der gesetz­
lichen Rentenversicherungspflicht unterliegen, von der Zusatzver­
sorgung im öffentlichen Dienst ausgeschlossen worden sind, gibt 
es dafür sachlich einleuchtende Gründe.

aa) In der Literatur ist umstritten, ob bei geringfügig Beschäf­
tigten tragfähige Ausschlußgründe vorliegen (bejahend u.a. Höfer, 
BetrAVG, 4. Aufl., Stand: September 1995, ART Rz 530.2; Kiefer, 
ZTR 1989, 91, 95; verneinend u.a. Ahrend/Förster/Rößler, Steuer­
recht der betrieblichen Altersversorgung 1. Teil: Arbeitsrechtli­
che Grundlagen der betrieblichen Altersversorgung, Rz 77 d; kri­
tisch Griebeling in AR-Blattei 460.2 Rz 107). Der Senat konnte 
dies in den bisher entschiedenen Fällen offen lassen (vgl. u.a. 
BAGE 72, 345, 349 = AP Nr. 6 zu § 1 BetrAVG Teilzeit, zu 3 b der 
Gründe; Urteil vom 7. März 1995 - 3 AZR 282/94 -, aaO, zu B II 2 
der Gründe; Urteil vom 16. Januar 1996 - 3 AZR 767/94 -, zur Ver­
öffentlichung in der Fachpresse bestimmt, zu C der Gründe). Je­
denfalls eine als Gesamtversorgungssystem ausgestaltete Zusatz­
versorgung muß den im rentenversicherungsrechtlichen Sinne ge­
ringfügig Beschäftigten nicht gewährt werden.

bb) Ein sachlicher Grund für die unterschiedliche Behandlung be­
steht, wenn sich aus dem tarifvertraglichen Leistungszweck Gründe 
herleiten lassen, die es unter Berücksichtigung aller Umstände 
rechtfertigen, daß eine bestimmte Arbeitnehmergruppe, hier die 
geringfügig Beschäftigten, die Leistung des Arbeitgebers nicht
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erhalten (vgl. u.a. BAGE 33, 57, 60 = AP Nr. 44 zu § 242 BGB 
Gleichbehandlung, zu II 2 der Gründe; BAGE 73, 343, 347 = AP 
Nr. 11 zu § 1 BetrAVG Gleichbehandlung, zu 2 c der Gründe; BAG 
Urteil vom 20. Juni 1995 - 3 AZR 684/93 -, zur Veröffentlichung 
bestimmt, zu II 2 a der Gründe). Diese Voraussetzung ist erfüllt.

(1) Bei der Zwecksetzung haben die Tarifvertragsparteien einen 
weiten GestaltungsSpielraum. Sie entscheiden eigenverantwortlich 
darüber, welches Versorgungssystem sie wählen und welche Ziele 
sie damit im einzelnen verfolgen.

Die Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst wird im Rahmen 
eines Gesamtversorgungssystems gewährt. Die Renten wegen Alters 
oder verminderter Erwerbsfähigkeit aus der gesetzlichen Renten­
versicherung und entsprechende Versorgungsbezüge werden bei der 
Berechnung der Gesamtversorgung berücksichtigt. § 18 BetrAVG er­
möglicht dies. Nach § 5 Abs. 2 BetrAVG dürfen auch in der Privat­
wirtschaft Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung, soweit 
sie auf Pflichtbeiträgen beruhen, sowie sonstige Versorgungsbezü­
ge, die mindestens zur Hälfte auf Beiträgen oder Zuschüssen des 
Arbeitgebers beruhen, auf Leistungen der betrieblichen Alters­
versorgung angerechnet werden. Die als Gesamtversorgungssystem 
ausgestaltete Zusatzversorgung ergänzt die gesetzliche Rentenver­
sicherung. Sie steht nicht losgelöst neben ihr, sondern ist mit 
ihr verzahnt.

(2) Da die Gesamtversorgung aufgrund ihrer Zwecksetzung zwangs­
läufig das gesetzliche Rentenversicherungsrecht mitberücksich­
tigt, dürfen die Tarifvertragsparteien auf die sozialversiche-
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rungsrechtliche Rechtslage abstellen. Sie sind nicht verpflich­
tet, sozialversicherungsrechtliche Wertentscheidungen durch teil­
weise Umgestaltung der betrieblichen Altersversorgung zu korri­
gieren. § 8 SGB IV und die vorausgegangenen Vorschriften haben 
geringfügige Beschäftigungen von der gesetzlichen Rentenversiche­
rungspflicht ausgenommen. Diese sozialversicherungsrechtlichen 
Regelungen enthalten keine europarechtlich unzulässige mittelbare 
Diskriminierung der Frauen; denn sie sind zur Erreichung sozial- 
und beschäftigungspolitischer Ziele erforderlich, die objektiv 
nichts mit einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu tun 
haben (EuGH Urteil vom 14. Dezember 1995 - Rs C 317/93 - DB 1996, 
44 f. = NZA 1996, 129 ff. = NJW 1996, 445 f.).

(3) Der Kläger kann sich nicht darauf berufen, daß die betrieb­
liche Altersversorgung nach ständiger Rechtsprechung des Senats 
nicht nur Versorgungs-, sondern auch Entgeltcharakter hat (vgl. 
u.a. BAGE 22, 92, 95 f. = AP Nr. 2 zu § 242 BGB Ruhegehalt - VBL, 
zu I 2 der Gründe; Urteil vom 16. März 1993 - 3 AZR 389/92 -, 
aaO; Urteil vom 7. März 1995 - 3 AZR 282/94 -, aaO, zu B II 2 d 
cc (2) der Gründe). Entgeltcharakter ist nicht gleichbedeutend 
mit Proportionalität. Die Versorgungsleistungen müssen nicht dem 
Umfang der Arbeitsleistung und der Dauer des Arbeitsverhältnisses 
entsprechen. Die Versorgungsordnung kann die Versorgungsverhält­
nisse des einzelnen Arbeitnehmers in den Vordergrund stellen.
Auch die Deckung eines bestimmten Versorgungsbedarfs ist ein Ent­
gelt für erbrachte Arbeitsleistung. Welches Gewicht den Versor­
gungsverhältnissen des einzelnen Arbeitnehmers zukommt, hängt von 
der Ausgestaltung der jeweiligen Versorgungsordnung ab. Bei dem 
im öffentlichen Dienst bestehenden Gesamtversorgungssystem hat
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die Rentenbiographie des einzelnen Arbeitnehmers entscheidende 
Bedeutung. Bereits im Urteil vom 16. März 1993 (- 3 AZR 389/92 - 
BAGE 72, 345, 349 = AP Nr. 6 zu § 1 BetrAVG Teilzeit, zu 3 b der 
Gründe) hat der Senat darauf hingewiesen, daß die Zusatzversor­
gung im öffentlichen Dienst eine Grundsicherung, wie sie die ge­
setzliche Rentenversicherung darstellt, ergänzt. An einer solchen 
Grundsicherung fehlt es jedoch in den Fällen des § 8 SGB IV. Der 
Ausschluß geringfügig Beschäftigter aus der Zusatzversorgung wi­
derspricht nicht der Ergänzungsfunktion der betrieblichen Alters­
versorgung im öffentlichen Dienst, sondern trägt ihr Rechnung.
Der Arbeitgeber ist insbesondere nicht verpflichtet, die fehlende 
Sozialversicherungsrente durch eine betriebliche Altersversorgung 
zu ersetzen.

(4) Obwohl der Kläger zutreffend darauf hinweist, daß sozialver­
sicherungsrechtliche Wertungen nicht unbesehen auf das arbeits­
rechtliche Betriebsrentenverhältnis übertragen werden können, än­
dert dies nichts daran, daß beide Versorgungssysteme miteinander 
verknüpft werden dürfen. Insoweit kann sich die vom Sozialgesetz­
geber angenommene geringere Schutzbedürftigkeit auch auf die be­
triebliche Altersversorgung auswirken, zumal bei geringfügig Be­
schäftigten arbeitsvertragliche Gesichtspunkte hinzukommen und 
bei Versorgungsordnungen eine generalisierende Betrachtung zuläs­
sig ist. Geringfügig Beschäftigte stellen ihrem Arbeitgeber typi­
scherweise lediglich einen so kleinen Teil ihrer Arbeitskraft zur 
Verfügung, so daß die Arbeitsleistung sowohl für den Arbeitnehmer 
als auch für den Arbeitgeber wirtschaftlich von lediglich unter­
geordneter Bedeutung ist. Bei geringfügigen Beschäftigungen im 
Sinne des § 8 SGB IV stehen Verwaltungsaufwand und Abwicklungsko-
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sten einer Zusatzversorgung zu den zu erwartenden Versorgungslei- 
stungen in keinem ausgewogenen Verhältnis mehr. Verwaltungs- und 
Kostenargumente hat der Senat bereits im Urteil vom 5. Oktober 
1993 (- 3 AZR 695/92 - BAGE 74, 309, 316 f. = AP Nr. 20 zu § 1 
BetrAVG Lebensversicherung, zu B II 1 a der Gründe) berücksich­
tigt.

c) Unerheblich ist es, daß die Versorgungsregelungen im öffent­
lichen Dienst bis zum 31. März 1991 nicht auf die Geringfügigkeit 
der Beschäftigung im rentenversicherungsrechtlichen Sinne ab­
stellten, sondern auch umfangreichere Teilzeitbeschäftigungen mit 
einer Arbeitszeit bis zu 18 Wochenstunden von der Zusatzversor­
gung ausnahmen. Es spielt auch keine Rolle, daß § 139 BGB auf Ta­
rifverträge jedenfalls nicht uneingeschränkt anzuwenden ist. Für 
Tarifnormen gelten die Grundsätze, die das Bundesverfassungsge­
richt zur Teilnichtigkeit von Gesetzen entwickelt hat. Danach 
kommt es darauf an, ob der gültige Teil des Tarifvertrages noch 
eine sinnvolle und in sich geschlossene Regelung enthält (vgl. 
u.a. BAGE 23, 399, 405 = AP Nr. 8 zu § 4 TVG Effektivklausel;
BAGE 51, 178, 182 = AP Nr. 12 zu § 4 TVG Ordnungsprinzip; BAG Ur­
teil vom 7, März 1995 - 3 AZR 282/94 -, aaO, zu B III 1 a der 
Gründe, m.w.N. aus der Literatur).

Die Unwirksamkeitsfolge ist bei Tarifnormen unter Berück­
sichtigung des zum Ausdruck gebrachten Regelungszwecks auf das 
rechtlich Gebotene zu begrenzen. Dem Sinn und Zweck der von den 
Tarifvertragsparteien geschaffenen Zusatzversorgung entspricht 
es, den Ausschluß der Teilzeitkräfte insoweit aufrechtzuerhalten, 
als sie im rentenversicherungsrechtlichen Sinne geringfügig be-
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schäftigt wurden. Diese Einschränkung entspricht dem objektiven 
Regelungsziel und wurde von den Tarifvertragsparteien mit Wirkung 
zum 1. April 1991 auch ausdrücklich vereinbart. Eine weitergehen­
de Unwirksamkeitsfolge, die zu einer teilweisen Umgestaltung der 
Zusatzversorgung führen würde, wäre mit der verfassungsrechtlich 
geschützten Tarifautonomie (Art. 9 Abs. 3 GG) nicht zu vereinba­
ren.

IV. Der Kläger hat derzeit auch noch keinen Anspruch auf Ver­
schaffung einer Zusatzversorgung für die Zeiten, in denen er mehr 
als geringfügig beschäftigt war.

1. Der Kläger übte spätestens seit dem 1. Juli 1989 bei der Be­
klagten nur eine geringfügige Beschäftigung im Sinne des § 8
SGB IV aus. Nach diesem Zeitpunkt kommt eine Zusammenrechnung mit 
anderen Beschäftigungen nach § 8 Abs. 2 SGB IV nicht mehr in Be­
tracht. Jedenfalls für die Beschäftigungszeit ab 1. Juli 1989 
steht ihm keine Zusatzversorgung zu.

2. Der Kläger kann auch aus seiner bisherigen rentenversiche­
rungspflichtigen Tätigkeit für die Beklagte keinen Anspruch auf 
Verschaffung einer Zusatzversorgung herleiten. Zwischen den Par­
teien bestand zwar vom 1. September 1987 bis längstens 30. Juni 
1989 ein rentenversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis. 
Später handelte es sich um ein geringfügiges BeschäftigungsVer­
hältnis im Sinne des § 8 SGB IV, das keine Versorgungsansprüche 
auslöst. Da der Kläger mit seiner sozialversicherungspflichtigen
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Tätigkeit die Wartezeit von 60 Umlagemonaten (§ 20 Abs. 1 VersTV- 
G) nicht erfüllt hat, kann er noch keine Zusatzversorgung verlan­
gen.

V. Ebenso wie im Urteil vom 20. Juni 1995 (- 3 AZR 684/93 
zur Veröffentlichung bestimmt, zu II 2 der Gründe) kann auch im 
vorliegenden Fall offen bleiben, ob sich das Verbot des § 2 
Abs. 1 BeschFG nur an den einzelnen Arbeitgeber oder auch an die 
Tarifvertragsparteien richtet. Jedenfalls gibt es für die unter­
schiedliche Behandlung, wie ausgeführt, einen sachlichen Grund.

Dr. Heither Kremhelmer Bepler
Schoden Kaiser
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